
Amtsblatt
für das Amt Odervorland

Nr. 144 Nr. 3    13. JahrgangAusgegeben zu Briesen/Mark am 1. März 2005

Satzung
über die Festlegung des Beitragssatzes für die

straßenbauliche Maßnahmen 

a) Verbesserung/Erneuerung der Fahrbahn, sowie Verbesserung/Erweite-
rung der   Straßenbeleuchtungsanlage - Zur Pflaumenallee (alt Briese-
ner Straße) in 15236 Jacobsdorf ,  OT Jacobsdorf

b) Verbesserung/Erneuerung der Fahrbahn, des Gehweges, der Ober-
flächenentwässerung und der Grünanlagen, sowie Verbesserung/Erwei-
terung der Straßenbeleuchtungsanlage –   Lichtenberger Weg in 15236
Jacobsdorf, OT Sieversdorf

Aufgrund der §§ 3, 5 und 35 Abs. 2 Nr. 10 und 15 der Gemeindeordnung (GO)
des Landes Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Okto-
ber 2001 (GVBl. I S. 154) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
17.12.2003 (GVBl. I S. 294, 298) und der §§ 1, 2, 8, 10a und 12 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174) zuletzt geändert durch Gesetz
zur Änderung abgabenrechtlicher Vorschriften im Land Brandenburg vom 29.
Juni 2004 (GVBl. I  S. 272)  hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Jacobsdorf
in Ihrer Sitzung am 03.02.2005 die folgende Satzung beschlossen.

§ 1 Beitragstatbestand

(1) Diese Satzung regelt die Erhebung des Beitrages für straßenbaulichen
Maßnahmen

a) Zur Pflaumenallee – Teilabschnitt, von Einmündung Hauptstraße bis Kreuzung
Dorfstraße 
- Verbesserung/Erneuerung der Fahrbahn
- Verbesserung/Erweiterung der Straßenbeleuchtungsanlage

b) Lichtenberger Weg – Teilabschnitt, von Einmündung Frankfurter Straße bis
Ende Gehweg
- Verbesserung/Erneuerung der Fahrbahn, des Gehweges, der Oberflächen-

entwässerung und der Grünanlage
- Verbesserung/Erweiterung der Straßenbeleuchtungsanlage

(2) Zum Ersatz des Aufwandes für die im Absatz 1 bezeichnete straßenbauli-
che Maßnahme (Straßenbau) in der Gemeinde Jacobsdorf und als Gegenlei-
stung für die durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentümern, Erb-
bauberechtigten und Nutzern der erschlossenen Grundstücke erwachsenen wirt-
schaftlichen Vorteilen erhebt die Gemeinde Jacobsdorf Beiträge nach Maßgabe
dieser Satzung.

§ 2 Beitragsmaßstab Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwands

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach Abzug des Gemeindeanteils auf die
erschlossenen  Grundstücke des Abrechnungsgebietes nach den Grund-
stücksflächen verteilt. Zu den Grundstücken des Abrechnungsgebietes gehören
auch die im Eigentum der Gemeinde stehenden Grundstücke.
Hierzu zählen auch Grundstücke, die nicht mit einer Seite oder einem Punkt an
die Anlage angrenzen sondern auch Grundstücke, die von dieser Anlage die
Möglichkeit der Inanspruchnahme haben, z.B. Hinterliegergrundstücke oder
mehrere hintereinanderliegende Grundstücke.
Dabei wird die Nutzbarkeit der Grundstücke durch eine Vervielfältigung der maß-
geblichen Grundstücksflächen nach Art und Maß der Nutzbarkeit berücksich-
tigt. 
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Als Grundstück im Sinne der Satzung gilt stets das in voll-
en Quadratmetern gemessene Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinn.

(2) Als Grundstücksfläche gilt:

1. bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungspla-
nes, eines Vorhaben- und Erschließungsplanes (VEP)
oder einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die
gesamte Fläche, die vom Bebauungsplan, dem VEP oder
der Satzung gemäß § 34 BauGB erfasst wird. 
Für die übrigen Flächen – einschließlich der im Außen-
bereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebau-
ungsplangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder Gren-
ze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB – erfolgt die
Ermittlung entsprechend der Nutzung.

2. bei Grundstücken, für die kein  Bebauungsplan, VEP oder
keine Satzung  gem. §34 Abs. 4 BauGB besteht, die aber
innerhalb eines im Zusammenhang bestehenden Orts-
teils liegen (§ 34 BauGB unbeplanter Innenbereich), die
Gesamtfläche des Grundstückes;

3. bei Grundstücken, die über die sich nach Nr. 1 und 2
ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich
genutzt werden oder mit der gesamten Grundstücks-
fläche im Außenbereich (§ 35 BauGB) belegen sind und

a) die mit der Grundstücksgrenze an der öffentlichen Ein-
richtung angrenzen, die Fläche zwischen der öffent-
lichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und
einer dazu verlaufenden Parallelen, deren Abstand von
der Grenze der bauordnungsrechtlich zulässigen Bebau-
ung oder gewerblichen Nutzung bestimmt wird;

b) bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Einrich-
tung angrenzen oder lediglich durch einen zum Grund-
stück gehörenden oder privaten Weg mit dieser ver-
bunden sind, die Fläche von der zu der öffentlichen
Einrichtung liegenden Grundstücksseite und einer dazu
verlaufenden Parallelen, deren Abstand von der Gren-
ze der bauordnungsrechtlich zulässigen Bebauung
oder gewerblichen Nutzung bestimmt wird, wobei der
zum Grundstück gehörende oder der verbindende pri-
vate Weg bei der Berechnung unberücksichtigt bleibt;

c) bei Grundstücken, bei denen die tatsächliche Bebau-
ung oder gewerbliche Nutzung über die Tiefenbegrenzung
nach Abs. 2 Nr. 3 a) oder b) hinausgeht; die Tiefe der
tatsächlichen Bebauung oder der gewerblichen Nut-
zung;

4. bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, son-
dern nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten i. S. d. Bundes-
kleingartengesetzes – BkleingG) genutzt werden und bei
Grundstücken, die nur in anderer Weise nutzbar sind (z.
B. landwirtschaftlich genutzte Grundstücke), die Gesamt-
fläche des Grundstücks;

5. bei Grundstücken die weder baulich noch gewerblich
genutzt werden können, jedoch im Innenbereich liegen;
insbesondere Flächen, die von jedermann genutzt wer-
den können (öffentlicher Angerbereich, öffentliche Spiel-
plätze, Wasserflächen, Parkanlagen u. ä.)

6. Bei Eckgrundstücken und Mehrfacherschließung wird der
sich nach Absatz 1 ergebene Betrag nur zu zwei Drit-
teln erhoben.

7. Bei dem Ausbau eines Gehweges, eines Radweges oder
kombinierten Geh- und Radweges nur an einer Seite von
Straßen, Wegen oder Plätzen wird der dadurch beding-
te Vorteil auf beiden Seiten aufgeteilt.

(3) Faktoren nach Art und Maß der Nutzung

Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungs-
fähigen Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar
sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Dabei
gelten als Vollgeschosse alle Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind und genutzt
werden können oder tatsächlich als solche genutzt werden.
Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bau-
werk in ihm kein Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung,
so werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grund-
stücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer
Weise genutzten je 2,50 m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe)
als ein Vollgeschoss gerechnet.
Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nut-
zung wird die Fläche
(Abs. 2 und 3) multipliziert mit
a. 1,0   bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 
b. 1,3   bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 
c. 0,5   bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder

gewerblichen Nutzung
vergleichbaren Weise genutzt werden können (z.B.
Kirchengrundstücke,Friedhöfe, Sportanlagen, Cam-
pingplätze, Freibäder, Dauerkleingärten),

e. 0,04 bei Grundstücken im Außenbereich mit landwirt-
schaftlicher Nutzung oder Nutzung als Garten- und
Grünfläche

f.  0,02 bei Grundstücken im Außenbereich mit forstwirt-
schaftlicher Nutzung oder nutzbarer Wasserfläche
sowie Unland

g. 0,5 für landwirtschaftlich genutzte Bebauung im Außen-
bereich, hierbei werden Flächen der Gebäude, sowie
dazugehörige befestigte Funktionalflächen berechnet

(4) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines
Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebau-
ungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl
oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl
der Vollgeschosse:
a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsäch-

lich vorhandenen Vollgeschosse, mindestens jedoch aus
der nach der Eigenart der näheren Umgebung gemäß §
34 BauGB höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse.
Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheit des Bau-
werkes nicht feststellbar, werden je angefangene 2,30
m Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss
gerechnet

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der
Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung
höchstzulässigen Zahl Vollgeschosse.

c) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig
ist, die aber gewerblich genutzt werden können, werden
zwei Vollgeschosse zugrunde gelegt. 

d) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen, Stellplätze
oder sonstige Nebennutzungen aus Wohnen zulässig oder
vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.

e) für Wohngebäude im Außenbereich wird die tatsächliche
Anzahl der Vollgeschosse zum Zeitpunkt der Bekannt-
gabe des Beitragsbescheides zu Grunde gelegt

(5) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nut-
zung werden die in Abs. 4 genannten festgesetzten Fakto-
ren um 0,5 erhöht
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a) bei Grundstücken, die gewerblich, industriell oder in ähn-
licher Weise genutzt werden (z.B. Grundstücke mit Bü-
ro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schul-
gebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der
Geschossflächen überwiegt.

§ 3 Abschnitte von Anlagen

Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann
der Aufwand jeweils gesondert ermittelt und veranlagt wer-
den.

§ 4 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der
Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grund-
stückes ist. 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte.

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der
Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in §
9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes (SachRBerG) vom
21. September 1994 (BGBl I  S. 2457) genannten natürli-
chen oder juristischen Personen des privaten und des öffent-
lichen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personenkreises
entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des Bei-
tragsbescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines
Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstückes gemäß
§§ 15 und 16 des SachRBerG bereits ausgeübt und gegen
den Anspruch des Nutzers keine der nach dem Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind, andernfalls bleibt
die Beitragspflicht des Grundstückseigentümers unberührt.

(3) Mehrere Eigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer haf-
ten jeweils als Gesamtschuldner der selben Schuld. 

§ 5 Beitragssatz

Für die Maßnahmen nach § 1 Buchstabe

a) - Verbesserung/Erneuerung der Fahrbahn, sowie Ver-
besserung/Erweiterung der Straßenbeleuchtungsanlage

2,46 €/m2

b) - Verbesserung/Erneuerung der Fahrbahn, des Gehweges,
der Oberflächenentwässerung und der Grünanlagen,
sowie Verbesserung/Erweiterung der Straßenbeleuch-
tungsanlage 1,98 €/m2

§ 6 Fälligkeit

Der Beitrag wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt
und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fäl-
lig.

§ 7 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 20.05.1998 in Kraft.

Jacobsdorf, den 03.02.2005        Briesen, den 09.02.2005

gez. Dr. Gasche gez. P. Stumm
ehrenamtlicher Bürgermeister      Amtsdirektor
und Vorsitzender der
Gemeindevertretung

Hebesatzsatzung der Gemeinde Madlitz /Wilmersdorf
für das Haushaltsjahr 2005

Aufgrund der §§ 5 und 76 der Gemeindeordnung für das
Land Brandenburg -GO- in der Neufassung vom 10.10.2001
(GVBl. I S. 154), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ent-
lastung der Kommunen von pflichtigen Aufgaben vom
04.06.2003 (GVBl. I S. 172) i.V.m. Runderlass Nr. 9/2003
des Ministerium des Innern vom 05.09.2003 hat die Gemein-
devertretung in ihrer Sitzung am 15.02.2005 folgende Sat-
zung beschlossen.

§ 1 Hebesätze

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt fest-
gesetzt:

1. Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 480 v.H.

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 379 v.H.

2. Gewerbesteuer 200 v.H.

§ 2 In - Kraft - Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

Wilmersdorf, den 15.02.2005       Briesen, den 16.02.2005

gez. Bredow gez. Stumm
ehrenamtlicher Bürgermeister       Amtsdirektor
und Vorsitzender 
der Gemeindevertretung
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Öffentliche Bekanntmachung

Es ist beabsichtigt, in der 
Gemeinde Berkenbrück, Flur 4, Flur-
stück 156,
Dorfstraße 24 ein Verfahren nach dem
Gesetz über die Sondernutzung unver-
messener und überbauter Grundstücke
nach der Karte (Bodensonderungsge-
setz-BoSoG) vom 20. Dezember 1993
(BGBl. I, S. 2182) in geänderter Form
(BGBl. I, S. 874, 1882) durchzuführen.
Hierdurch sollen die Reichweite des unver-
messenen Eigentums bestimmt und somit
beleihungsfähige Grundstücke geschaf-
fen werden.

Sonderungsbehörde ist das
Kataster- und Vermessungsamt 
des Landkreises Oder-Spree
Frankfurter Str. 22
15848 Beeskow

Personen, die örtliche Arbeiten im Sinne
des BoSoG durchführen, sind gesetzlich
berechtigt, bei der Erfüllung ihres Auf-
trages Grundstücke zu betreten, um die
nach pflichtgemäßen Ermessen erfor-
derlichen Arbeiten vorzunehmen. Das
betroffene Gebiet ist in der beigefügten
Karte gekennzeichnet. Die beteiligten
Grundstückseigentümer und sonstigen
berechtigten Personen, Behörden und
Stellen werden gebeten, an dem Verfah-
ren durch Anmeldung ihrer Rechte und
Vorlage vorhandener Karten, Pläne und
sonstigen Unterlagen mitzuwirken. Am
10. März 2005 von 9:00 Uhr - 12:00 Uhr
und 13:00 Uhr - 18:00 Uhr können Sie
sich im Kataster- und Vermessungsamt
im Zimmer 206 über die Ziele, Zwecke
und den Ablauf des Verfahrens infor-
mieren. Andere Terminvereinbarungen
sind möglich. Entsprechend dem § 17
BoSoG tragen die Kosten des Verfahrens
die Eigentümer, deren Grundstücke in
den Sonderungsplan aufgenommen wer-
den.

Im Auftrag
gez. Kramer
Sachgebietsleiterin



Die Gemeindevertretung Briesen hat am 27.01.2005 den
Vorentwurf des Bebauungsplanes Wochenendsiedlung "Am
Rehhagen", Gemeinde Briesen, OT Briesen beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt südlich
des Oder-Spree-Kanals und umfasst die Flurstücke (voll-
ständig) 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41 und (teilweise) 145  in
der Flur 1
Gemarkung Neubrück Forst .

Ziel der Planung:
Schaffung von Baurecht über den Bestandsschutz hinaus
im Bereich der Wochenendhausparzellen im o. g. Gebiet.

Gemäß § 3 (1) BauGB soll die Öffentlichkeit möglichst früh-
zeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung,
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neu-
gestaltung oder Entwicklung des Gebietes in Betracht kom-
men und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung
unterrichten werden. 
Der Öffentlichkeit soll Gelegenheit zur Äußerung und Erör-
terung  auch in Hinblick auf den erforderlichen Unfang
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4
BauGB gegeben werden.

5

Bekanntmachung der Gemeinde  Briesen

Bebauungsplan Wochenendsiedlung "Am Rehhagen"
Beteiligung der Öffentlichkeit

Zu diesem Zweck wird der Vorentwurf des Bebauungspla-
nes Wochenendsiedlung "Am Rehhagen öffentlich ausge-
legt.

Ort: Amt Odervorland
Bau- und Ordnungsamt, Zi. 15, Obergeschoss
Bahnhofstraße 4
15518 Briesen (Mark)

Ansprechpartner: Frau Müller 

Zeit: 08.03.05 bis 08.04.05

zu den Sprechzeiten:
Dienstag  von 9.00-12.00 und 13.00-18.00 Uhr
Donnerstag von 9.00-12.00 und 13.00-16.00 Uhr

Briesen, den  15.02.2005

gez. Stumm
Amtsdirektor
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Bekanntmachung der Gemeinde  Briesen

2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Briesen, OT Briesen
Beteiligung der Öffentlichkeit

Die Gemeindevertretung Brie-
sen hat am 04.09.2003 die 2.
Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde
Briesen, OT Briesen beschlos-
sen.

Inhalt dieser Änderung  ist die
Ausweisung der vorhandenen
Wochenendsiedlung "Am Reh-
hagen" als Sondergebiet
Wochenendhausgebiet und
Erholung (sh. Kartenausschnitt).  

Derzeit ist das Gebiet als
"Fläche für Wald" ausgewiesen.
Parallel hierzu wird ein Bebau-
ungsplan erstellt. Dieser Bebau-
ungsplan soll den vorhandenen
Wochenendsiedlern Baurecht
über den Bestandsschutz hin-
aus verschaffen. Es soll keine
Erweiterung des Erholungs-
gebietes erfolgen, dass heißt,
neue bebaubare Wochenend-
erholungsgrundstücke sollen
durch den BP nicht entstehen.

Gemäß § 3 (1) BauGB soll die
Öffentlichkeit möglichst früh-
zeitig über die allgemeinen Ziele
und Zwecke der Planung, sich
wesentlich unterscheidende
Lösungen, die für die Neuge-
staltung oder Entwicklung des
Gebietes in Betracht kommen
und die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung unter-
richten werden. 

Der Öffentlichkeit soll Gele-
genheit zur Äußerung und Erör-
terung , auch in Hinblick auf den
erforderlichen Unfang und
Detaillierungsgrad der Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB
gegeben werden.

Zu diesem Zweck wird der Vorentwurf zur 2. Änderung des
FNP öffentlich ausgelegt.

Ort: Amt Odervorland
Bau- und Ordnungsamt, Zi. 15, Obergeschoss
Bahnhofstraße 4
15518 Briesen (Mark)

Ansprechpartner: Frau Müller 

Zeit : 08.03.05 bis 08.04.05

zu den Sprechzeiten:
Dienstagvon 9.00-12.00 und 13.00-18.00 Uhr
Donnerstag von 9.00-12.00 und 13.00-16.00 Uhr

Briesen, den  15.02.2005

gez. Stumm
Amtsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung der Schlussfeststellung

Im Bodenordnungsverfahren - Eigenheime in Jacobsdorf -
wird gemäß § 63 Abs. 2 Landwirtschaftsanpassungsgesetz
in sinngemäßer Anwendung von § 149 Flurbereinigungsge-
setz für die im Verfahren befindlichen Flurstücke 348, 349,
350, 351 und 352 der Flur 4 in der Gemarkung Jacobsdorf
die Schlussfeststellung erlassen und folgendes festgestellt:

1. Die Ausführung nach dem Bodenordnungsplan ist bewirkt.

2. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im
Bodenordnungsverfahren hätten berücksichtigt werden
müssen.

3. Die öffentlichen Bücher sind berichtigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Schlussfeststellung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden.

Der Widerspruch ist beim
Landesamt für Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft und Flurneuordnung
Abteilung 5
Landentwicklung und Flurneuordnung
Rathausstraße 6
15517 Fürstenwalde 

schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben.

Fürstenwalde, den 7. Februar 2005

im Auftrag

gez. Friedrichs
Referentin Bodenordnung

Bekanntmachung der Gemeinde Berkenbrück
zur 1. Änderung der Erschließungsbeitragssatzung

Die Gemeindevertretung Berkenbrück hat in ihrer Sitzung
am 13.10.2004 folgendes beschlossen :

Die Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen für straßenbauliche Maßnahmen der Gemeinde Ber-
kenbrück (Erschließungsbeitragssatzung – EBS) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 2003
wird wie folgt geändert :

In § 4 Abs. 2 wird der 2. Satz 

"Der vorgenannte Erschließungsaufwand kommt nur zum
tragen, wenn alle betroffenen Anlieger einverstanden sind" 

gestrichen.

Diese Änderung tritt rückwirkend am 01. Oktober 2003 in
Kraft.

Briesen, 15.02.05

gez. Stumm
Amtsdirektor
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